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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit hat im Wintersemester 1983/84 der Fakultät 
für Rechtswissenschaften an der Universität Mannheim als Dissertation 
vorgelegen. Die Kommentarliteratur wurde jedoch bis Sommer 1984 
berücksichtigt. 

Für die Praxis scheint der eine Aspekt der Fragestellung - Teil­
nahme oder Nichtteilnahme der Arbeitnehmer von ausländischen 
Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften an der Mitbestim­
mung im deutschen Unternehmen - einstweilen geklärt zu sein. Denn 
nach der bisherigen Rechtsprechung sind die Mitbestimmungsrechte auf 
die in den inländischen Unternehmensteilen beschäftigten Arbeitnehmer 
begrenzt. Es ist jedoch zumindest zweifelhaft, ob sich dieser - von mir 
nicht geteilte - Grundsatz auf lange Sicht wird behaupten können. 
Wird aufgrund einer künftigen Strukturrichtlinie der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft die Unternehmensmitbestimmung in allen Mit­
gliedsstaaten eingeführt, verliert die bundesdeutsche Unternehmens­
verfassung ihren Sondercharakter des „Vorreiters". Das Argument, daß 
die Verhältnisse im Ausland anders seien, wird dann in dieser Allge­
meinheit kein Gewicht mehr haben. 

Herrn Prof. Dr. Egon Lorenz, der meine Arbeit betreut hat, bin ich 
für seine tatkräftige Förderung zu Dank verpflichtet. Mein herzlicher 
Dank gilt auch dem Inhaber des Verlages, Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. 
J. Broermann, der die Arbeit in die „Schriften zum Internationalen 
Recht" aufgenommen hat. 

Hamburg, im September 1984 
M.S. 
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TEIL 1 

Problemstellung 

§ 1. Die Unternehmensmitbestimmung 
in der Bundesrepublik Deutschland 

,Die -sogenannte Unternehmensmitbestimmung, d. h. die Beteiligung 
von Arbeitnehmer- und Gewe�kschaftsvertretern an den Aufsichts­
und gegebenenfalls Geschäftsführungsgremien von Wirtschaftsunter­
nehmen, ist heute ein nicht mehr wegzudenkender Bestandteil der 
Rechtsordnung in der Bundesrepublik Deutschland. Die zur Begrün­
dung der Unternehmensmitbestimmung vorgebrachten IArgumente sind 
sozialpolitischer, wirtschaftspolitischer, gesellschaftspolitischer, verf as­
sungsrechtlicher, religiöser, sozialethischer Art1, wobei d-ie Übergänge 
fließend sind und sich die Argumente vielfach nicht klar trennen 
lassen. 

Zunächst als Provisorium der Nachkriegszeit unter der englischen 
Besatzungsmacht �m Bereich der Eisen- und Stahlindustrie eingeführt, 
vom Bundesgesetzgeber dann unter Einbeziehung auch des •Bergbaus 
übernommen �Montanmitbestimmungsgesetz 1951 und Mitbestim­
mungsergänzungsgesetz 1956) und in abgeschwächter Form allgemein 
für Gesellschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit eingeführt (§§ 76 ff. 
Betriebsverfassungsgesetz 1952), setzte sich die Unternehmensmitbe­
stimmung im Jahre 1976 mit der Verabschiedung des Mitbestimmungs­
gesetzes als (formell) paritätische Teilhabe von Arbeitnehmer- und Ge­
werkschaftsvertretern im Aufsichtsrat aller rechtlich se1'bständigen Ge­
sellschaften mit mehr als 2000 Beschäftigten durch2

• 

Die siebziger Jahre, ein Jahrzehnt des „Abschneidens von alten Zöp­
fen" und der ehrgeizigen Reformen, waren u. a. von der auß.erordent­
lich kontrovers geführten Diskussion um die Unternehmensmitbestim­
mung geprägt. In der Debatte um die verschiedenen Gesetzentwürfe 
wurden von beiden Seiten häufig zu leeren Worthülsen degradierte 

1 Siehe hierzu die Übersichten bei Rittner, § 9 A II. , S. 150 ff. und bei Wiede­
mann, GesR § 1 1  I. 2., S. 592 ff. 

2 Zur Geschichte der Unternehmensmitbestimmung sogleich, § 4 I.; zum 
Inhalt der einzelnen Mitbestimmungsregelungen unten § 4 II., III. und IV. 
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(Rechts-)Begriffe mit politischem und ideologischem Zündstoff gefüllt 
und als Argumente ins Feld geführt, wurde (seitens der Arbeitnehmer 
und Gewerkschaften) die Durchsetzung bzw. (seitens der Unternehmer) 
die Wahrung der eigenen Interessen in den Deckmantel des de consti­
tutione lata Gebotenen gehüllt3 • Die Aufteilung der Sitze im Aufsichts­
rat der Gesellschaft.en schien bisweilen zur „Lebensfrage der Nation"4 

geworden zu sein. Nach Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes 
wurde der Kampf vor dem Bundesverfassungsgericht fortgesetzt. Mit 
dem Verlust dieses Kampfes durch die Arbeitgeberseite im Jahre 19795 

hat sich die Lage beruhigt. Das geltende Mitbestimmungsrecht wfod 
beiderseits mit einer gewissen Unzufriedenheit hingenommen - aus 
::ler einen Sicht als zu weitgehend, aus der anderen Sicht als nicht weit­
gehend genug. Die Gewerkschaften erheben freilich nach wie vor, 
jüngst wieder verstärkt im Rahmen der im Oktober 1982 initiierten 
Mitbestimmungskampagne6, die Forderung nach materiell paritätischer 
Mitbestimmung. Vermutlich werden allerdings bis auf weiteres Fragen 
wie Massenarbeitslosigkeit, Weltwirtschaftskrise, Staatsverschuldung, 
Kriegsgefahr, Zerstörung der natürlichen Umwelt in der Politik unge­
teilte Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Ob die nähere Zukunft eine 
Änderung der Mitbestimmungsgesetzgebung bringen wird, erscheint 
daher eher zweifelhaft. 

§ 2. Deutsche Unternehmensmitbestimmung 

und internationale Wirtschaftsverflechtung: das Problem 

und seine juristische Aufarbeitung 

I. Das Problem 

Die Unternehmensmitbestimmung hat dem in der öffentlichen 
Diskussion gemeinhin mit dem emotionalen Schlagwort „multinationale 
Unternehmen" angedeuteten - ·Spannungsverhältnis zwischen natio­
naler (Wirtschafts-, Steuer-, Sozial- und sonstiger) Politik und inter­
nationaler Wirtschaftsverflechtung ein weiteres Problem hinzugefügt. 
Im Vordergrund des (nationalen) Interesses steht dabei der Umstand, 

3 Zu Recht beklagt Duden, Mitbestimmung S . 181 ,  das zur Einengung der 
Entscheidungsfreiheit des Gesetzgebers führende zu schnelle Anrufen der 
Verfassung. 

4 So Wiedemann, § 1 1  I. 1. b) , S. 591.  
5 BVerfGE 50, S .  290; Urteil vom 1 .  3 .  1979.  
6 Vgl. ,,DGB startet Kampagne zur Ausweitung der Mitbestimmung" , Die 

Welt, 13. Oktober 1982, S. 9; siehe auch den vom DGB-Bundesvorstand am 
5. Oktober 1982 beschlossenen „Entwurf eines Gesetzes über die Mitbestim­
mung der Arbeitnehmer in Großunternehmen und Großkonzernen" , abge­
druckt in RdA 1983, S. 41 ff. 
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daß naturgemäß das gewünschte Funktionieren des mit großem Auf­
wand und viel Liebe zum Detail konstruierten „nationalen Treibhau­
ses" nicht (mehr) gewährleistet ist, wenn die ,Sträucher und Bäume 
über seine Wände hinauswachsen oder aber von außen hereinragen. 
Es stellt sich dann die Frage, ob und wie die dadurch drohende oder 
bereits bewirkte Klimaveränderung zu verhindern oder rückgängig 
zu machen oder wenigstens gering zu halten ist. Die Schwierigkeiten 
dieser Aufgabe verschärf.en sich, wenn der Gesetzgeber diese (ihm 
wohlmöglich gut bekannte) Problematik schlechthin übergeht - und 
so ist die Sachlage bei den internationalen Aspekten der Unterneh­
mensmitbestimmung7 . 

Das hier zu untersuchende Problem zerfällt aber in zwei Komplexe. 
Zum einen stellt sich die Frage, ob und inwieweit an der Mitbestim­
mung in deutschen Gesellschaften, die im Ausland Zweigniederlassun­
gen und/oder Tochtergesellschaften unterhalten, die dort beschäftigten 
Arbeitnehmer zu beteiligen sind - also ob die im Ausland tätigen Ar­
beitnehmer bei der Ermittlung der Beschäftigtenzahl (bzw. die im Aus­
land erzielten Umsätze bei der Ermittlung der für die Montanmitbe­
stimmung maßgeblichen Umsatzverhältnisse) zu berücksichtigen sind, 
ob sie das aktive und passive Wahlrecht genießen8• Zum anderen fragt 
sich, was zu geschehen hat, wenn ausländische Gesellschaften im Inland 
Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften unterhalten und die 
im Inland tätigen Arbeitnehmer mitbestimmungsrechtlich schlechter 
gestellt werden als im reinen Inlandsfall . Und eine solche Schlechter­
stellung, eine solche „Ausdünnung"9 der Mitbestimmung ist in der Tat 
häufig zu konstatier·en. Denn es ist unstreitig, daß bei einer ausländi­
schen Ges,ellschaft die (deutsche) Mitbestimmung nicht stattfindet10, 

und soweit das für die ausländische Gesellschaft maßgebliche Recht 
selbst eine Unternehmensmitbestimmung kennt11  (was selten der Fall 
ist) , gewährt es im (von dem jeweiligen Staat aus gesehen) Ausland 
tätigen A11beitnehmern die Mitwirkungsrechte nicht oder sieht für inter­
nationale Unternehmen eine Ausnahme von der Mitbestimmungspflicht 
vor12• Demzufolge haben die in inländischen Zweigniederlassungen aus­
ländischer Gesellschaften beschäftigten Arbeitnehmer keinerlei Mitbe­
stimmungsrecht auf Unternehmensebene; die Mitbestimmung in der 

7 Vgl . Lutter, Mitbestimmungsprobleme, S .  251 f. 
s Hierzu unten § 7. 
9 Lutter, Mitbestimmungsprobleme, S. 252. 
10 Siehe unten § B I .  
1 1  Etwa das niederländische Recht, welches zwar nicht die Entsendung von 

Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat, sondern eine faktische Parität 
garantierendes Kooptationsverfahren vorsieht, vgl. Hoffmann / Lehmann / 
Weinmann Ein! . RN 104. 

12 So das niederländische Recht, Lutter, Mitbestimmungsprobleme, S. 264. 
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